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Stellungnahme zur Öffentlichen Anhörung des Entwurfs eines Gesetzes zur 

Vereinheitlichung des Energieeinsparrechts für Gebäude  

(BT-Drs. 19/16716, 19/17037) 

 

Gerne komme ich der Aufforderung zur Verfassung einer Stellungnahme zum aktuellen 

Entwurf eines Gesetzes zur Vereinheitlichung des Energieeinsparrechts für Gebäude (GEG) 

und der Teilnahme an der öffentlichen Anhörung am Mittwoch, den 4. März 2020, als 

Sachverständiger nach. Meine Stellungnahme enthält einige Vorbemerkungen, in denen 

allgemeine Aspekte zu dem Gesetzesentwurf adressiert werden und einen Hauptteil, der auf 

ausgewählte Paragraphen des GEG eingeht. 

Vorbemerkungen 

Die Zusammenführung der Gesetze EnEG/EnEV und EEWärmeG zu einem Gebäudeenergie-

gesetz ist ausdrücklich zu begrüßen. Es ist jedoch nur bedingt erkennbar, wie dieser Entwurf 

für das GEG die Umsetzung der Klimaschutzziele der Bundesregierung sicherstellt. Leider 

wurden auch mögliche Vereinfachungen und Anpassungen an die heute existierenden 

technischen Möglichkeiten im vorliegenden Entwurf nicht in allen Punkten aufgegriffen.  

Im Folgenden sind einige grundlegende Empfehlungen für eine Überarbeitung des GEG 

angegeben: 

• Einheitliche Anforderungsgröße für den Klimaschutz (CO2-Äquivalent, 

Bilanzierung der Treibhausgase (THG)): Die Bilanzierung von Primärenergie (PE) im 

Sinne des fossilen Anteils eines Energieträgers ist nur eine Hilfsgröße für den 
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Klimaschutz. Es ist zielführender, in allen Sektoren mit einer einheitlichen Bezugsgröße 

zu arbeiten, die direkt mit dem Klimawandel in Verbindung steht. Daher bietet sich eine 

direkte Limitierung der relevanten THG-Emissionen an, die über ein CO2-Äquivalent 

ausgedrückt werden können. Auf dieser Grundlage können einfachere und 

weitergehende Bilanzierungen, beispielsweise im Rahmen einer Sektorenkopplung, 

vorgenommen werden. Auch die durch den Produktionsprozess von Baumaterialien 

verursachten Emissionen können so zukünftig zusammen mit THG-Emissionen 

berücksichtigt werden, die in der Betriebsphase eines Gebäudes anfallen. Dadurch 

wird der Weg in eine Bilanzierung des gesamten Lebenszyklus geebnet. 

• Nur eine Zielgröße - keine Vorgaben zum Wärmeschutz: Emissionsarme Gebäude 

werden immer mit einem guten Dämmstandard gebaut werden, da die Verringerung 

der Transmissionswärmeverluste im Allgemeinen kosteneffizient und für die Nutzung 

erneuerbarer Energien sinnvoll ist. Allerdings ist eine getrennte Vorgabe für den 

Wärmeschutz nicht zielführend, da dadurch nicht in allen Fällen die beste Kombination 

von Anlagentechnik und baulichen Maßnahmen umgesetzt werden kann. Aspekte des 

Komforts und des Bautenschutzes sollten separat behandelt werden und gehören nicht 

in das GEG, da es sich bei diesen Anforderungen nicht um energetische 

Fragestellungen handelt. 

• Gase und Flüssigkeiten mit einem reduzierten Anteil treibhausrelevanter Emissionen 

sollten ohne Einschränkungen bei der Bilanzierung von Gebäuden berücksichtigt 

werden können: Energieträger beziehungsweise Anteile in Energieträgern, die ohne 

THG-Emissionen bereitgestellt werden können, führen zu einer direkten Minderung 

von THG-Emissionen und sind daher mit einer Nutzung von erneuerbaren Energien 

aus Sicht des Klimaschutzes vergleichbar. Hierzu zählen auch der „grüne“ oder „blaue“ 

Wasserstoff und alle möglichen Gasgemische. Werden die geringeren CO2-

Äquivalente bei der Bilanzierung eines Gebäudes im Rahmen des GEG berücksichtigt, 

muss allerdings automatisch ein Zwang zur langfristigen Nutzung dieser Energieträger 

eingeführt werden. Eine Kontrolle dieser Anforderung kann durch zertifizierte 

Lieferverträge erfolgen. 

• Systemlösungen immer berücksichtigen: Moderne Gebäude verfügen heute über 

ein Energiemanagementsystem (Home Energy Management System – HEMS), mit 

dem der Betrieb aller Anlagen und die Nutzung lokaler regenerativer Energien optimiert 

werden kann. Auch Funktionen für einen netzdienlichen Betrieb können hier integriert 
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werden, was bei einem zunehmenden Ausbau der Photovoltaik und der 

Elektromobilität an Bedeutung gewinnt. Dieser Bereich hat ein sehr hohes 

Innovationspotential und sollte daher allumfänglich und ohne Einschränkungen im 

GEG berücksichtigt werden. 

• Monitoring für alle neuen und anlagentechnisch sanierten Gebäude: Seit vielen 

Jahren ist bekannt, dass insbesondere in Nicht-Wohngebäuden erhebliche 

Einsparpotentiale durch ein Monitoring identifiziert und gehoben werden können. Ein 

Monitoring wird bereits heute von vielen Anlagen unterstützt und daher sollte 

zumindest für Nicht-Wohngebäude ein Basismonitoring wesentlicher Betriebs-

parameter als Pflicht in das GEG aufgenommen werden. Dadurch werden die 

Aufgaben bei einer energetischen Inspektion von Anlagen deutlich vereinfacht und 

Betriebsbeeinträchtigungen können frühzeitig erkannt und beseitigt werden. Sollten die 

witterungsbereinigten Verbräuche die Bedarfswerte deutlich übersteigen, sollte eine 

Überprüfung der Anlagentechnik vorgesehen werden. 

• Kühlung von Wohngebäuden: Durch die steigenden Außenlufttemperaturen und 

einem erhöhten Komfortbedarf der Nutzer sollte der energetische Nachweis für alle 

Kühlverfahren analog zur Heiztechnik bilanziert werden. Da die Kühlung eines 

Gebäudes immer mehr zur Regel wird, sollten eigene Kennwerte als Vorgaben für die 

Effizienz der Anlagentechnik gemacht werden, die auch von möglichen Nachrüst-

lösungen eingehalten werden müssen. 

Hauptteil – Anmerkungen zu ausgewählten Paragraphen 

Im Folgenden sind Anmerkungen zu ausgewählten Paragraphen aufgeführt, die sich auch auf 

die bereits in den Vorbemerkungen genannten Punkte abstützen. Auf eine Umformulierung 

aller Paragraphen auf die präferierten CO2-Äquivalente wird an dieser Stelle verzichtet. Alle 

Änderungen sind jedoch ohne inhaltliche Änderungen auf THG-Emissionen konvertierbar. 

• §4 Vorbildfunktion der öffentlichen im Bestand: Es sollten klare Anforderungen für 

den Neubau und für den Mittelwert über alle Gebäude der öffentlichen Hand formuliert 

werden. 

• §5 Grundsatz der Wirtschaftlichkeit: Ersatzlos streichen, da diese Einschränkung 

nicht zu den Zielen des Klimaschutzes passt. Es ist nicht nachgewiesen, dass alle für 

den Klimaschutz notwendigen Maßnahmen unter den heutigen Rahmenbedingungen 
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wirtschaftlich durchführbar sind. Eine Umsetzung dieser Maßnahmen muss jedoch 

auch in diesem Fall sichergestellt werden. Weiterhin ist zu bedenken, dass die 

Bewertung der Wirtschaftlichkeit schwierig ist, da langfristige Annahmen für die 

Entwicklung der Energiepreise hinterlegt werden müssen. Anzumerken ist ergänzend, 

dass durch die oben vorgeschlagene Einführung einer Zielgröße (Primärenergie oder 

THG-Emissionen) und die vorgeschlagene Streichung aller Sonderforderungen im 

GEG die Wirtschaftlichkeit der Umsetzung des GEG verbessert wird, da wirtschaftlich 

optimale Lösungen ohne technische Einschränkung des Lösungsraums ausgewählt 

werden können. 

• §6 Verordnungsermächtigung zur Verteilung der Betriebskosten und zu 

Abrechnungs- und Verbrauchsinformationen: Hier ist die Wirtschaftlichkeits-

betrachtung richtig, da der Klimaschutz nicht betroffen ist und Gebäude mit sehr hohem 

Dämmstandard eine Messung der nutzungseinheitsbezogenen Verbräuche aufwendig 

machen. Da durch die Wärmeverschiebung innerhalb eines Gebäudes mit guter 

Wärmedämmung ohnehin Ungenauigkeiten bei der Allokation von Verbräuchen 

entstehen, sollten einfache Verfahren für die Verbrauchsabschätzung zugelassen 

werden. 

• §10 Grundsatz und Niedrigstenergiegebäude: Die zusätzliche Forderung eines 

baulichen Wärmeschutzes ist nicht notwendig. Es reicht aus, wenn der 

Gesamtenergiebedarf (Primärenergie oder THG-Emissionen) für Heizung, Warm-

wasserbereitung, Lüftung und Kühlung, bei Nichtwohngebäuden, auch für eingebaute 

Beleuchtung, den jeweiligen Höchstwert nicht überschreitet, der sich nach § 15 oder § 

18 ergibt. Auch die Forderung, den Wärme- und Kälteenergiebedarf zumindest anteilig 

durch die Nutzung erneuerbarer Energien nach Maßgabe der §§ 34 bis 45 zu decken, 

ergibt keinen Sinn im Rahmen des Klimaschutzes. Im Absatz 4 ist die Beschränkung 

auf dezentrale Gebläse oder Strahlungsheizungen nicht nachvollziehbar. Besser wäre 

ein Abminderungsfaktor für die flächenbezogenen Energiebedarfe, die für alle 

möglichen Heizsysteme gelten. 

• § 11 Mindestwärmeschutz: Ersatzlos streichen, da bereits der Primärenergiebedarf 

beschränkt ist. Mindestanforderungen für eine Dämmung leiten sich aus anderen 

Anforderungen, wie einer hohen Behaglichkeit oder dem Bautenschutz ab. Diese 

Anforderungen haben jedoch keinen energetischen Hintergrund und sollten an anderer 

Stelle verankert werden. 
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• § 12 Wärmebrücken: Ersatzlos streichen, da dieser Aspekt in den 

Berechnungsverfahren für den Nachweis der Energieeffizienz berücksichtigt werden 

muss. 

• § 13 Dichtheit: Diese Anforderung führt nur in Verbindung mit Vorgaben zu einem 

Lüftungskonzept zu nachhaltigen Lösungen. 

• § 16 Baulicher Wärmeschutz: Ersatzlos streichen, da keine komplementäre 

Anforderung zum Gesamtenergiebedarf. 

• § 19 Baulicher Wärmeschutz: Ersatzlos streichen, da keine komplementäre 

Anforderung zum Gesamtenergiebedarf. 

• § 20 Berechnung des Jahres-Primärenergiebedarfs eines Wohngebäudes: Ein 

Berechnungsverfahren sollte für den Nachweis ausreichen. Die DIN V 18599 ist 

etablierter Standard und hat sich als Nachweisverfahren bewährt. Für die Zukunft ist 

ein Übergang zur Europäischen Norm EN 15616 vorzusehen. Höherwertige 

Berechnungsverfahren (Simulationen) sollten immer zugelassen werden, da mit diesen 

Methoden insbesondere Speicher- und Betriebsführungseffekte genauer abgebildet 

werden können. Eventuell ist ein Zertifizierungsverfahren für diese Berechnungen 

vorzusehen. Dieser Punkt ist bereits in der EN 15616 berücksichtigt. 

• §22 Primärenergiefaktoren: Eine umfassende Integration synthetischer Gase ist 

notwendig und es sollte keine Beschränkung auf KWK-Anlagen für die Nutzung dieser 

Gase vorgesehen werden. Wichtig ist ein Verschlechterungsverbot während der 

Lebenszeit einer Anlage, d. h., diese Anlagen können nur betrieben werden, wenn ein 

Nachweis des angesetzten Primärenergiefaktors durch zertifizierte Lieferverträge 

vorliegt. Für die Berechnung der Primärenergiefaktoren sollten die Berechnungs-

grundlagen festgeschrieben werden. An dieser Stelle kann auch ein Ansatz eines 

Quartierswertes sinnvoll sein. Ein Versorger garantiert einen mittleren Faktor für alle 

Nutzer eines Quartiers und übernimmt damit diesen Teil des Nachweises. Für neue 

Siedlungen sollte ein Anschlusszwang grundsätzlich zugelassen werden, wenn der 

Primärenergiefaktor unterhalb von 0,3 liegt und die entstehenden Vollkosten für den 

Nutzer in einem für diesen Primärfaktor üblichen Bereich liegen. In der nächsten 

Überarbeitung des GEG sollte dieser Abschnitt einen ersten Ansatz zur Beschreibung 

der Netzdienlichkeit eines Gebäudes integrieren, die bereits in diversen 
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Forschungsvorhaben ermittelt worden ist. Der reale Primärenergiefaktor für Strom ist 

immer eine Funktion von Zeit und Ort der Nutzung. Beispielsweise kann der Einsatz 

von Wärmepumpen in Gebieten mit hohem Windenergieaufkommen besonders 

vorteilhaft sein.  

• § 23 Anrechnung von Strom aus erneuerbaren Energien: Hier sollten möglichst 

keine Beschränkungen vorgesehen werden, da es ein hohes Innovationspotential bei 

der Eigennutzung von lokal erzeugtem Strom gibt. Hersteller sollten Systemkennwerte 

angeben oder zertifizieren lassen können, die beispielsweise durch ein 

anlagenintegriertes Monitoring überprüft werden können. Es sollte keine 

Beschränkung auf 20 % des Jahres-Primärenergiebedarfs des Referenzgebäudes bei 

thermischen Speichern und auch keine Beschränkung auf 25 % des Jahres-

Primärenergiebedarfs des Referenzgebäudes bei elektrischen Speichern 

vorgeschrieben werden. 

• § 26 Prüfung der Dichtheit eines Gebäudes: Gebäude ohne Lüftungsanlage sollten 

zusätzlich eine Mindestundichtigkeit aufweisen, um übermäßige Fensterlüftung durch 

unzureichende Grundlüftung zu vermeiden. 

• § 27 Gemeinsame Heizungsanlage für mehrere Gebäude: Dieser Ansatz könnte 

durch die definierte Berechnung eines Primärenergiefaktors für die zentrale Anlage 

ersetzt werden. Jedes der angeschlossenen Gebäude kann diesen 

Primärenergiefaktor für die eigene Bilanzierung nutzen. Dadurch entsteht ein nahtloser 

Übergang zu Quartiersberechnungen/-konzepten. 

• § 28 Anrechnung mechanisch betriebener Lüftungsanlagen: Die 

Wärmerückgewinnung ist unabhängig von der Herkunft der Wärme immer eine 

sinnvolle Maßnahme. Die Beschränkung auf Wärme, die vorrangig aus dem 

Heizsystem stammt, ist weder in der Praxis nachweisbar noch notwendig. Eine 

vorgeschriebene Einstellung des Luftwechsels durch den Nutzer ist energetisch 

betrachtet nur bei einer Überschreitung des Mindestluftwechsels sinnvoll. Anlagen mit 

variablem Volumenstrom sollten einen Bonus erhalten, da dann bei einer gezielten 

Reduzierung des Volumenstroms die höhere Dichtheit der Gebäudehülle vorteilhaft ist. 

Anmerkung: Es gibt keine mechanische Lüftung, sondern nur eine maschinelle 

Lüftung. 
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• § 31 Vereinfachtes Nachweisverfahren für ein zu errichtendes Wohngebäude: 

Ersatzlos streichen, da durch moderne Software eine Berechnung nach dem 

Standardverfahren ohne großen Aufwand bei einfachen Gebäuden möglich ist. Diese 

Ausnahme war bei der Einführung der Verfahren sinnvoll, aber entspricht heute nicht 

mehr dem Stand der Technik und führt zu einer marktverzerrenden Vorauswahl von 

Lösungen. 

• § 32 Vereinfachtes Berechnungsverfahren für ein zu errichtendes 

Nichtwohngebäude: Ersatzlos streichen. 

• § 33 Andere Berechnungsverfahren: Sollten wie bereits beschrieben immer 

zugelassen werden, da in der Regel deutlich genauere Ergebnisse erreicht werden 

können. 

• § 34 Nutzung erneuerbarer Energien zur Deckung des Wärme- und 

Kälteenergiebedarfs: Ersatzlos streichen, da hier keine zusätzlichen Minderungen 

der THG-Emissionen erreicht werden. Daher sollten alle Sonderfälle § 35 - § 45 

ersatzlos gestrichen werden. Die Bilanzierung sollte nur über das vereinbarte 

Berechnungsverfahren nach einer Anforderungsgröße abgedeckt werden. 

• § 47 Nachrüstung eines bestehenden Gebäudes: Es fehlt ein Konzept für die 

kontinuierliche Verschärfung der Anforderungen an den Bestand. 

• § 52 Pflicht zur Nutzung von erneuerbaren Energien bei einem bestehenden 

öffentlichen Gebäude: Besser wären verbindliche Ziele für die Mittelwerte über alle 

öffentlichen Gebäude und separate Anforderungen an den Neubau. Auf diese Weise 

kann die öffentliche Hand kostenoptimale Sanierungspläne erarbeiten und umsetzen. 

• § 57 Verbot von Veränderungen; entgegenstehende Rechtsvorschriften: Dieser 

Paragraph sollte auf die eingesetzten Energieträger erweitert werden. 

• § 60 Wartung und Instandhaltung: Eine etwas unklare Forderung. Besser wäre eine 

Pflicht zum Monitoring der Verbrauchswerte, die zunächst auf Gebäude mit höheren 

Bedarfswerten beschränkt werden könnte. 

• § 61 Verringerung und Abschaltung der Wärmezufuhr sowie Ein- und 

Ausschaltung elektrischer Antriebe: Hier gibt es eine Überschneidung mit 

modernen HEMS Lösungen, die viel genauere Steuerungen einer Heizungsanlage 
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zulassen. Daher sollte dieser Paragraph nur auf ein entsprechendes 

Berechnungsverfahren verweisen. 

• § 64 Umwälzpumpe, Zirkulationspumpe: Ersatzlos streichen, da dieser Bereich 

bereits bei der energetischen Bewertung berücksichtigt werden kann. 

• § 66 Regelung der Be- und Entfeuchtung: Insbesondere der Punkt einer 

Befeuchtung kann kritisch sein, da eine zu geringe Feuchte der Raumluft zu 

gesundheitlichen Problemen führen kann. Daher sollte eine separate Anforderung für 

den max. Primärenergiebedarf für eine Befeuchtung formuliert werden. 

• § 77 Fachkunde des Inspektionspersonals: Die Qualifikation der Personen muss 

der Komplexität der Anlagen entsprechen. Einfache Anlagen erfordern keine speziellen 

Experten, zumal hier ohnehin ein Engpass besteht. 

Ich hoffe, dass Ihnen meine Anmerkungen zum aktuellen Entwurf des GEG hilfreich sind. Für 

Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung. 

 

Aachen, den 28. Februar 2020 
 
 
 
 
 
Univ.-Prof. Dr.-Ing. Dirk Müller 

Dirk Müller


Dirk Müller





